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Wahrung der Ansprüche unmündiger Kinder bei einer Erbschaft in Konkurrenz mit dem/der Inhaber/in der elterlichen Sorge; Aufgaben der Vormundschaftsbehörde
Sachverhalt

Am 18. Juni 2002 stirbt x, Ehemann von Frau x und Vater zweier unmündiger und eines mündigen Kindes. Der Sozialdienst erhält Kenntnis über den Todesfall und nimmt mit der Mutter Kontakt auf, um das Kindesinventar zu erstellen. Im Laufe der Abklärungen wird uns das Todesfallinventar von der Steuerbehörde übermittelt, welches Vermögenswerte im Namen der Kinder (Fr. 1135.-- und 357.--) auflistet, sowie Vermögenswerte im Namen des Ehegatten von insgesamt Fr. 264'000.00.
Es bestehen keine Ehe- und Erbverträge. Die Kinder sind somit an einer unverteilten Erbschaft beteiligt. Im Kanton Y wird von der Behörde keine Verteilung der Erbschaft verlangt. 

Meine Fragen
Muss von der Vormundschaftsbehörde eine Sicherung an den Vermögenswerten der unverteilten Erbschaft vorgenommen werden, oder genügt eine Bemerkung im Protokoll der Feststellung der Vermögenswerte, dass die Kinder an einer unverteilten Erbschaft beteiligt sind. Oder gibt es noch eine andere Vorgehensweise?

Erwägungen

1. Die nächsten Erben eines Erblassers sind seine Nachkommen, wobei die Kinder zu gleichen Teilen erben (Art. 457 ZGB). War der Erblasser verheiratet, so erhält der überlebende Ehegatte ebenfalls einen Erbteil, dessen Grösse sich danach richtet, mit welchen andern Erben dieser in Konkurrenz steht. Sind es die Nachkommen des Erblassers, erhält er die Hälfte des Nachlasses. Nachlass ist jener Teil, der nach der güterrechtlichen Auseinandersetzung dem Verstorbenen zustünde. 


2. Damit die unmündigen Kinder zu ihrem Erbteil gelangen, müssen sie diesen geltend machen können, was durch den gesetzlichen Vertreter erfolgt. Die gesetzliche Vertretung obliegt grundsätzlich dem Inhaber/der Inhaberin der elterlichen Sorge. Erbt diese/r mit, so kann diese Vertretung nicht wahrgenommen werden, weil ein Interessenkonflikt besteht (Art. 306 Abs. 2 ZGB), und sei dieser auch nur abstrakt (BGE 107 II 105). War die Inhaberin der elterlichen Sorge über die minderjährigen Erben mit deren Vater verheiratet, so muss den Kindern ein Vertretungsbeistand gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB bestellt werden.


3. Aufgabe dieses Beistandes ist es, zusammen mit den Miterben, allenfalls unter Beizug der Behörde (Art. 553 Abs. 1 Ziff. 3, 580 ZGB), den Nachlass zu bestimmen und die Erbteile festzulegen. Ob der Nachlass aufzuteilen oder im Rahmen einer fortgesetzten Erbengemeinschaft weiterverwaltet wird, ist unter den Erben auszuhandeln. Die Teilung der Erbschaft folgt den Regeln der Art. 602 ff. ZGB.


4. Was das Kind erbt, ob mit oder ohne körperliche Teilung der Nachlassgegenstände, ist im Inventar gemäss Art. 318 Abs. 2 ZGB festzuhalten. In der Regel kann der Erbteilungsvertrag als Kindesvermögens-Inventar verwendet werden. Das Erbschaftsinventar dient dazu weniger, weil dieses in der Regel amtliche oder Steuerwerte enthält, was bei Liegenschaften und bestimmten Wertschriften oder Unternehmungen nicht zureichend ist, um den Erbteil des Kindes nominal festlegen zu können.


5. Es genügt demnach nicht, dass festgehalten wird, die Kinder seien an einer Erbschaft beteiligt. Es ist ihnen ein unabhängiger Vertretungsbeistand (Art. 392 Ziff. 2 ZGB) zu bestellen, welcher mit der überlebenden Ehegattin und dem mündigen Kind die Erbteilung vollzieht (Art. 604 ZGB).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprech und Notar

Ligerz, 4. September 2002
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